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1 Einführung 
Für viele Arbeitnehmer wird die gesetzliche Rente in 
Zukunft nicht mehr ausreichen, um eine optimale Absi-
cherung im Alter zu gewährleisten. Deshalb stellen sich 
viele Arbeitnehmer inzwischen schon beim Eintritt ins 
Berufsleben die Frage, welche zusätzlichen Möglichkei-
ten der Altersvorsorge sich anbieten. Während die Zahl 
der in Deutschland abgeschlossenen Riester-Verträge 
und anderen Lebensversicherungen stagniert, ver-
zeichnet der Bereich der betrieblichen Altersversor-
gung immer noch Zuwachsraten. Die betriebliche Al-
tersvorsorge stellt neben der gesetzlichen und privaten 
Altersvorsorge die zweite Säule des dreistufigen deut-
schen Altersvorsorgemodells dar. Was viele Arbeit-
nehmer nicht wissen: Bereits seit dem 01.01.2002 kann 
jeder Arbeitnehmer (also jeder Angestellte, Arbeiter und 
Auszubildende) von seinem Arbeitgeber verlangen, 
eine betriebliche Altersversorgung einzurichten und 
durchzuführen. Grundsätzlich bestehen zwei Möglich-
keiten, wie die betriebliche Altersvorsorge finanziert 
werden kann: Eine Möglichkeit ist, dass Sie als Arbeit-
geber die betriebliche Altersversorgung Ihrem Arbeit-
nehmer bezahlen (arbeitgeberfinanzierte Altersversor-
gung). Die Mehrzahl der Arbeitgeber ist jedoch finanzi-
ell außerstande, eigene Mittel zur betrieblichen Alters-
vorsorge der Mitarbeiter aufzubringen. Für die meisten 
Arbeitgeber kommt deshalb nur die zweite Möglichkeit 
der arbeitnehmerfinanzierten Altersversorgung in Fra-
ge, die im Folgenden vorgestellt wird. 

Inhaltlich hat der Arbeitnehmer dabei ein Recht darauf, 
dass vereinbarte künftige Entgelte für den Aufbau von 
Anwartschaften auf betriebliche Altersversorgung wert-
gleich umgewandelt werden (Entgeltumwandlung). Der 
Anspruch kann unter Bezugnahme auf einen Tarifver-
trag räumlich, zeitlich, fachlich und persönlich ausge-
schlossen werden. 

1.1 Welche Pflichten hat der 
Arbeitgeber? 

Das Grundprinzip der betrieblichen Altersversorgung ist 
einfach: Aus Anlass des Arbeitsverhältnisses sagt der 
Arbeitgeber seinem Mitarbeiter Leistungen auf Alters-, 
Invaliditäts- oder Hinterbliebenenversorgung zu. Im Ge-
gensatz zur privaten Vorsorge erteilt bei der betriebli-
chen Altersversorgung der Arbeitgeber dem Arbeitneh-
mer ein Versorgungsversprechen. Zur Durchführung 
dieses Versprechens kann der Arbeitgeber nach dem 
Betriebsrentengesetz (BetrAVG) zwischen fünf Mög-
lichkeiten wählen: 

· Direktversicherung (§ 1b Abs. 2 BetrAVG) 
· Pensionskasse (§ 1b Abs. 3 BetrAVG) 
· Pensionsfonds (§ 1b Abs. 3 BetrAVG; § 112 VAG) 
· Pensionszusage (§ 1 Abs. 1 Satz 2 BetrAVG) 

· Unterstützungskasse (§ 1b Abs. 4 BetrAVG) 
Hinweis 

Bieten Arbeitgeber keine betriebliche Altersversorgung über 
Pensionsfonds oder -kassen an, können deren Mitarbeiter 
den Abschluss einer Direktversicherung verlangen. Die 
konkrete Auswahl des Versicherungsunternehmens bleibt 
allerdings dem Arbeitgeber vorbehalten. 

Dieser Rechtsanspruch des Arbeitnehmers auf eine 
betriebliche Altersversorgung besteht unabhängig von 
der Anzahl der beschäftigten Arbeitnehmer. Daher ist 
auch ein Betrieb mit nur einem Arbeitnehmer verpflich-
tet, diesem Arbeitnehmer auf Verlangen eine betrieb-
liche Altersversorgung anzubieten. 

Der Staat hat dem Arbeitgeber damit weitreichende 
Mitwirkungspflichten bei der Einrichtung und Durch-
führung der betrieblichen Altersversorgung auferlegt. In 
diesem Zusammenhang treffen den Arbeitgeber Für-
sorge-, Aufklärungs- und Informationspflicht gegenüber 
seinen Mitarbeitern - auch in Bezug auf die Versor-
gungsansprüche. Das bedeutet, dass der Arbeitgeber 
seine Mitarbeiter unter anderem über die Vorteile der 
Entgeltumwandlung umfassend aufklären und ihnen ak-
tiv eine betriebliche Altersversorgung anbieten muss. 

Hinweis 

Dass eine Aufklärung des Arbeitnehmers stattgefunden hat 
und dass er eventuell auf die Inanspruchnahme der Vorteile 
der betrieblichen Altersversorgung verzichtet hat, sollten 
sich Arbeitgeber schriftlich bestätigen lassen und als 
Nachweis mit den Personalunterlagen aufbewahren. 

Der Arbeitgeber sollte nicht damit warten, bis ein Ar-
beitnehmer von ihm über die betriebliche Altersversor-
gung informiert werden möchte, sondern von sich aus 
aktiv werden, um etwaige Schadenersatzansprüche 
zu vermeiden. 

1.2 Wann greift die betriebliche 
Altersversorgung? 

Ansprüche aus einer betrieblichen Altersversorgung 
werden mit dem Eintritt eines bestimmten Ereignisses 
fällig. Hierzu gehört unter anderem das altersbedingte 
Ausscheiden aus dem Erwerbsleben. 

Hinweis 

Bis einschließlich 2011 gilt bei der Altersversorgung als Un-
tergrenze die Vollendung des 60. Lebensjahres. Für Ver-
sorgungszusagen, die seit Anfang 2012 erteilt werden, gilt 
das 62. Lebensjahr. Die Leistungen der betrieblichen Al-
tersversorgung können daher in berufstypischen Ausnah-
mefällen schon vorher gewährt werden. Außerdem kann 
sich die Üblichkeit auch aus Gesetz, Tarifvertrag oder Be-
triebsvereinbarung ergeben. 
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Die betriebliche Altersversorgung eignet sich auch zur 
Hinterbliebenenversorgung. Denn auch beim Tod des 
Arbeitnehmers werden Ansprüche daraus fällig. 

Hinweis 

Zur Hinterbliebenenversorgung gehören Leistungen an den 
überlebenden oder früheren Ehegatten des Arbeitnehmers, 
an kindergeldberechtigte Kinder (bis 25 Jahre) sowie auch 
an den Lebensgefährten oder -partner nach § 5 LPartG. Als 
Kind kann auch ein Pflege- oder Stiefkind in Betracht kom-
men, wenn spätestens bei Beginn der Auszahlungsphase 
der Hinterbliebenenversorgung eine schriftliche Versiche-
rung des Arbeitnehmers vorliegt, aus der sich das Pflege- 
bzw. Stiefkind namentlich ergibt und das Kindschaftsver-
hältnis bestätigt wird. Bei Versorgungszusagen, die bis ein-
schließlich 2006 erteilt wurden, liegt die Altersgrenze der 
Kinder bei 27 Jahren. 

Außerdem greift die betriebliche Altersversorgung auch 
im Fall der Invalidität des Arbeitnehmers. 

Betriebliche arbeitgeberfinanzierte Altersvorsorgeleis-
tungen müssen vom Arbeitgeber in der Regel erst nach 
Erreichen des 65. Lebensjahres erbracht werden, es sei 
denn, die Versorgungszusage enthält eine eindeutige 
andere Regelung. Dies gilt auch unabhängig von den 
Voraussetzungen einer vorgezogenen „Rente mit 63“. 

1.3 Wie funktioniert die 
Entgeltumwandlung? 

Übernimmt der Arbeitgeber keine Beiträge zu einer Di-
rektversicherung zusätzlich zum vereinbarten Gehalt, 
besteht die Option der sogenannten Entgeltumwand-
lung. Dann behält der Arbeitgeber die Versicherungs-
prämien vom Gehalt ein, entweder laufend monatlich 
oder einmalig beim Urlaubs- oder Weihnachtsgeld. 

Um eine durch Entgeltumwandlung finanzierte betrieb-
liche Altersversorgung handelt es sich, wenn Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer vereinbaren, künftige Arbeits-
lohnansprüche zugunsten einer betrieblichen Altersver-
sorgung herabzusetzen. Von einer Entgeltumwandlung 
müssen jedoch die Eigenbeiträge des Arbeitnehmers 
unterschieden werden, bei denen der Arbeitnehmer aus 
seinem bereits zugeflossenen und versteuerten Ar-
beitsentgelt Beiträge zur Finanzierung der betrieblichen 
Altersversorgung leistet. 

Hinweis 

Die Herabsetzung von Arbeitslohn (laufender Arbeitslohn, 
Einmal- und Sonderzahlungen) zugunsten der betrieblichen 
Altersversorgung wird aus Vereinfachungsgründen grund-
sätzlich auch dann als Entgeltumwandlung steuerlich aner-
kannt, wenn die Gehaltsänderungsvereinbarung bereits 
verdiente, aber noch nicht fällig gewordene Anteile umfasst. 
Dies gilt auch, wenn eine Einmal- oder Sonderzahlung ei-
nen Zeitraum von mehr als einem Jahr betrifft. 

Bei einer Herabsetzung von laufendem Arbeitslohn ist 
es unproblematisch, wenn 

· der bisherige ungekürzte Arbeitslohn weiterhin Be-
messungsgrundlage für künftige Lohnerhöhungen 
oder andere Arbeitgeberleistungen wie die betrieb-
liche Altersversorgung bleibt oder 

· die Gehaltsminderung zeitlich begrenzt oder verein-
bart wird, dass der Arbeitnehmer oder -geber sie für 
künftigen Arbeitslohn einseitig ändern kann. 

Vereinbaren Arbeitgeber und Arbeitnehmer, künftig fäl-
lig werdenden Arbeitslohn ganz oder teilweise betrags-
mäßig auf einem Konto gutzuschreiben, um ihn in 
Zeiten der Arbeitsfreistellung auszuzahlen, führt weder 
die Vereinbarung noch die Wertgutschrift auf dem Ar-
beitszeitkonto zum Zufluss von Arbeitslohn. 

Wird das Wertguthaben des Arbeitszeitkontos vor Fäl-
ligkeit (planmäßige Auszahlung während der Freistel-
lung) ganz oder teilweise zugunsten der betrieblichen 
Altersversorgung herabgesetzt, wird dies steuerlich als 
Entgeltumwandlung anerkannt. Die auszubuchenden 
Beträge aus dem Arbeitszeitkonto führen in diesem Fall 
nicht zum Zufluss von Arbeitslohn.  

Bei einem Altersteilzeitarbeitsverhältnis im Block-
modell gilt dies sowohl in der Arbeits- als auch in der 
Freistellungsphase entsprechend. Folglich ist auch in 
der Freistellungsphase steuerlich von einer Entgeltum-
wandlung auszugehen, wenn vor der Fälligkeit (plan-
mäßige Auszahlung) vereinbart wird, das Wertguthaben 
des Arbeitszeitkontos oder den während der Freistel-
lung auszuzahlenden Arbeitslohn zugunsten der be-
trieblichen Altersversorgung herabzusetzen. 

1.4 Unverfallbarkeit 
Das Betriebsrentengesetz (BetrAVG) enthält die Rege-
lung der sogenannten „Unverfallbarkeit" der Versor-
gungsanwartschaften. So sind Anwartschaften auf be-
triebliche Altersversorgung mittels arbeitnehmerfinan-
zierter Entgeltumwandlung seit dem 01.01.2001 ab dem 
Zeitpunkt der Zusage gesetzlich unverfallbar. Das heißt, 
dass diese Anwartschaften sofort nach Erteilung der 
Zusage insolvenzgeschützt sind und der Pensions-
Sicherungs-Verein bei Insolvenz des Arbeitgebers die 
Leistungsverpflichtung übernimmt. 

Hinweis 

Diese Regelung gilt nur für Anwartschaften, die auf nach 
dem 31.12.2000 gegebenen Zusagen beruhen. 

2 Die fünf Durchführungswege 
im Vergleich 

Aufgrund der gesetzlichen Änderungen der letzten Jah-
re ist die Überprüfung des Zeitpunkts wichtig, wann 
vom Arbeitgeber eine Versorgungszusage erteilt wor-
den ist. Bei einer Erteilung vor dem 01.01.2005 liegt ei-
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ne sogenannte Altzusage vor, während Zusagen nach 
dem 31.12.2004 als Neuzusagen bezeichnet werden. 

2.1 Direktversicherung 

2.1.1 Das Modell 
Die Direktversicherung entspricht im Wesentlichen ei-
ner normalen privaten Lebensversicherung. Die Be-
sonderheit besteht darin, dass der Arbeitgeber der 
Versicherungsnehmer und Beitragszahler Ist. Die 
Versicherung wird auf das Leben des Arbeitnehmers 
abgeschlossen. Bezugsberechtigte der Versicherungs-
leistungen sind ganz oder teilweise der Arbeitnehmer 
beziehungsweise seine versorgungsberechtigten Hin-
terbliebenen. 

Die Beiträge für die Versicherung können vom Arbeit-
nehmer (sogenannte arbeitnehmerfinanzierte Direktver-
sicherung; aus Gehalt oder Sonderzahlungen) oder 
vom Arbeitgeber getragen werden (sogenannte firmen-
finanzierte Direktversicherung). Seit 01.01.2005 (Neu-
zusage) sind die Beiträge zur Direktversicherung bis zu 
4 % der Beitragsbemessungsgrenze der Rentenver-
sicherung einkommensteuer- und sozialversiche-
rungsfrei. Dabei wird bundesweit die Beitragsbemes-
sungsgrenze West der allgemeinen Rentenversiche-
rung zugrunde gelegt (2015: 72.600 €; 2014: 71.400 € 
pro Jahr). Der maximale Steuerfreibetrag 2015 be-
trägt somit 2.904 € pro Jahr (2014: 2.856 €). Außer-
dem steht dem Arbeitnehmer ein ebenfalls steuerfreier 
Festbetrag in Höhe von 1.800 € zur Verfügung, was 
einen steuerfreuen Gesamtbetrag von 4.704  € ergibt 
(2014: 4.656 €). Der Festbetrag kann jährlich genutzt 
werden, 

· wenn keine Lohnsteuerpauschalierung vorgenom-
men wird und 

· die Versorgungszusage nach dem 31.12.2004 erteilt 
wurde. 

Grundsätzlich muss die Versicherung lebenslange Ren-
tenleistungen vorsehen. Möglich ist jedoch auch die 
spätere Wahl einer einmaligen Kapitalauszahlung. In 
der sogenannten Leistungsphase, also bei den späte-
ren Rentenauszahlungen oder der Kapitalauszahlung, 
müssen die Beiträge in voller Höhe versteuert werden 
- doch in der Regel mit einem niedrigeren Steuersatz 
als in der Erwerbsphase. 

Beispiel 1 

Ab 01.01.2015 wird eine Direktversicherung für Herrn Mül-
ler abgeschlossen. Er ist 30 Jahre alt, ledig, kinderlos und 
sein monatlicher Bruttolohn beträgt 3.000 €. Als monatli-
cher Versicherungsbetrag werden 260 € vereinbart. Für 
den Arbeitgeberanteil der Sozialversicherungsabgaben sind 
monatlich fällig: 

gesetzliche Rentenversicherung   9,350 % 
gesetzliche Krankenversicherung   7,300 % 
Arbeitslosenversicherung   1,500 % 

Pflegeversicherung  1,175 % 
 mit Direkt-    ohne Direkt-  
 versicherung versicherung 

Monatlicher Bruttolohn 3.000,00 € 3,000,00 € 

Direktversicherung 260,00 € 0,00 € 

Sozialversicherungsabgaben 

- Rentenversicherung 256,19 € 280,50 € 

- Krankenversicherung 200,02 € 219,00 € 

- Arbeitslosenversicherung 41,10 € 45,00 € 

- Pflegeversicherung 32,20 € 35,25 € 

Sozialversicherungsabgaben gesamt 529,51 € 579,75 € 

Die jährliche Lohnnebenkostenersparnis des Arbeitgebers 
von Herrn Müller beträgt 602,88 € (= 12 Monate x Beitrags-
differenz mit und ohne Direktversicherung) pro Jahr. 

Alternativ zur Steuerbefreiung kann der Arbeitgeber 
Beiträge auch aufgrund einer Altzusage in Form der 
Fortführung der Pauschalierung entrichten. Allerdings 
gilt der zusätzliche steuerliche Höchstbetrag von 
1.800 € nicht für Beiträge, die für Altzusagen geleis-
tet werden. Grundsätzlich besteht jedoch ein Vorrang 
der Steuerbefreiung, wenn deren Voraussetzungen ge-
geben sind. 

Beispiel 2 

Der Arbeitgeber, Herr Müller, entrichtet im Kalenderjahr 
2015 insgesamt Beiträge in Höhe von 1.600 € an eine Di-
rektversicherung für seine Mitarbeiterin, Frau Schneider 
(Altzusage, Rentenversicherung mit Kapitalwahlrecht). 

Die entrichteten Beiträge sind in vollem Umfang steuerfrei. 
Hat Frau Schneider bis spätestens 30.06.2005 auf die 
Steuerbefreiung verzichtet, kann Herr Müller den Betrag mit 
20 % pauschal versteuern. 

2.1.2 Vorteile des Arbeitgebers 
· Möglichkeit der Entgeltumwandlung 
· alle Formen der Leistungszusagen möglich 
· geringer Verwaltungsaufwand 
· Imageverbesserung 
· kein Bilanzausweis der Versorgungsverpflichtung 

notwendig 
· keine Insolvenzsicherungspflicht und daher keine 

PSV-Beiträge 
· Lohnnebenkostenersparnis 
· Mitarbeiterbindung und -motivation 
· Übernahme des Versicherungsrisikos durch Versi-

cherer 
· Vermeidung zusätzlicher Kosten (bei Entgeltum-

wandlung) 
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Hinweis 

Für Arbeitgeber geht es darum, möglichst viele Mitarbeiter 
für die Direktversicherung zu gewinnen, denn eine hohe 
Beteiligungsquote bedeutet eine effektivere Senkung der 
Lohnnebenkosten. 

2.1.3 Vorteile des Arbeitnehmers 
· Möglichkeit der Entgeltumwandlung 
· alle Formen der Leistungszusagen sind möglich 
· Auf- und Ausbau einer Altersvorsorge 
· flexible Gestaltung bei Arbeitgeberwechsel 
· Kombination mit Berufsunfähigkeits- und Hinterblie-

benenversicherung möglich 
· Steuer- und Sozialversicherungsfreiheit der Beiträge 
· Versorgungsaufwand kann durch Zulagen gefördert 

werden oder bis zu 4 % der Beitragsbemessungs-
grenze-Rentenversicherung können steuer- und bei-
tragsfrei gestellt werden. Zusätzlich können seit 
2005 1.800 € steuerfrei eingebracht werden. 

· Wahlrecht zwischen einer lebenslangen Rente oder 
einmaliger Kapitalauszahlung 

Beispiel 3 

Im Jahr 2015 zahlt der ledige, kinder- und konfessionslose 
Herr Maier 2.000 € in seine Direktversicherung ein. Sein 
Jahresbruttogehalt beträgt 36.000 €. Die Sozialversiche-
rungswerte entsprechen denen in Beispiel 1. 
 ohne Direkt-  mit Direkt-    
 versicherung versicherung 

Bruttogehalt 36.000,00 € 36.000,00 € 

- Direktversicherung  2.000,00 € 

= Zu versteuerndes Bruttogehalt 36.000,00 € 34.000,00 € 

- Lohnsteuer 5.558,00 € 5.022,00 € 

- Solidaritätszuschlag 305,69 € 276,21 € 

- Rentenversicherung 3.366,00 € 3.179,00 € 

- Arbeitslosenversicherung 540,00 € 510,00 € 

- Krankenversicherung 2.952,00 € 2.788,00 € 

- Pflegeversicherung  423,00 € 399,50 € 

= Nettogehalt:  22.855,31 € 21.825,29 € 

Ergebnis 

Der jährliche Nettoaufwand für die Direktversicherung be-
trägt 1.030,02 €. 

Seit dem 01.01.2015 trägt der Arbeitnehmer bei der Kran-
kenversicherung einen einkommensabhängigen Zuschlag, 
dessen Höhe die Krankenkasse bestimmt. Das Bundesmi-
nisterium für Gesundheit legte hierfür am 22.10.2014 den 
durchschnittlichen Beitragssatz im Jahr 2015 auf 0,9 % 
fest. Der Zusatzbeitrag wird alleine von den Arbeitnehmern 
getragen. Im Fall von Herrn Maier würde dieser Zusatzbei-
trag im Beispiel berücksichtigt. 

 

Hinweis 

Für den Arbeitnehmer besteht der Nachteil, dass durch die 
sozialversicherungsfreie Entgeltumwandlung seine Leis-
tungsansprüche (gesetzliche Rente, Krankengeld, Arbeits-
losengeld) niedriger ausfallen. Außerdem muss er in der 
Auszahlungsphase volle Kranken- und Pflegeversiche-
rungsbeiträge erbringen. 

2.2 Pensionskasse 

2.2.1 Das Modell 
Anders als bei der Direktversicherung ist bei diesem 
Durchführungsweg eine Pensionskasse der Versor-
gungsträger. Bei einer Pensionskasse handelt es sich 
um eine rechtlich selbständige Versorgungseinrichtung, 
ähnlich einer privaten Lebensversicherungsgesell-
schaft, die der Versicherungsaufsicht unterliegt. 

Der Arbeitgeber schließt auch bei diesem Durchfüh-
rungsweg der betrieblichen Altersversorgung eine Le-
bensversicherung auf das Leben des Arbeitnehmers 
ab; er ist daher Versicherungsnehmer und Beitragszah-
ler. Die Beiträge für die Pensionskasse können sowohl 
vom Arbeitgeber finanziert als auch vom Arbeitneh-
mer durch Entgeltumwandlung erbracht werden. Da 
der Arbeitnehmer die versicherte Person ist, kommen 
ihm beziehungsweise seinen versorgungsberechtigten 
Hinterbliebenen als Bezugsberechtigten die späteren 
Versorgungsleistungen zugute. 

Hinweis 

Bei Ablauf der Versicherungsdauer oder im Todesfall wird 
die vereinbarte Leistung an den Arbeitnehmer oder an des-
sen versorgungsberechtigten Hinterbliebenen gezahlt. 

Nach den Regelungen des Einkommensteuergesetzes 
(EStG) wird auch die Pensionskassenversorgung staat-
lich gefördert. Bei der Beitragsbemessungsgrenze gel-
ten dieselben Grundsätze wie bei der Direktversiche-
rung. Der Arbeitgeber spart also auch bei diesem Mo-
dell Lohnnebenkosten, und der Arbeitnehmer profitiert 
wiederum von geringeren Sozialabgaben und gerin-
gerer Lohnsteuer. Die Steuerbelastung des Arbeit-
nehmers verschiebt sich ins - meist günstigere - Ren-
tenalter. 

Bei Altzusagen sind Zuwendungen an eine Pensions-
kasse im Kalenderjahr 2015 bis zu 2.904 € steuerfrei 
(2014: 2.856 €). Zwar ist der zusätzliche Höchstbetrag 
von 1.800 € für Altzusagen ausgeschlossen, doch kön-
nen höhere steuerpflichtige Beiträge weiterhin bis zu 
1.752 € mit 20 % pauschal versteuert werden. 

2.2.2 Vorteile des Arbeitgebers 
· Möglichkeit der Entgeltumwandlung 
· geringer Verwaltungsaufwand 
· Imageverbesserung 
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· kein Bilanzausweis der Versorgungsverpflichtung 
notwendig 

· keine Insolvenzsicherungspflicht und daher keine 
PSV-Beiträge für Arbeitgeber 

· Lohnnebenkostenersparnis 
· Mitarbeiterbindung und -motivation 
· Übernahme des Versorgungsrisikos durch Versiche-

rer 

2.2.3 Vorteile des Arbeitnehmers 
· Möglichkeit der Entgeltumwandlung 
· alle Formen der Leistungszusagen sind möglich 
· Auf- und Ausbau einer Altersvorsorge 
· Beiträge sind steuer- und sozialversicherungsfrei 
· flexible Gestaltung bei Arbeitgeberwechsel 
· Kombination mit Berufsunfähigkeits- und Hinterblie-

benenversicherung möglich 
· Versorgungsaufwand kann durch Zulagen gefördert 

werden oder bis zu 4 % der Beitragsbemessungs-
grenze-Rentenversicherung können steuer- und bei-
tragsfrei gestellt werden. Zusätzlich können seit 
2005 1.800 € steuerfrei eingebracht werden. 

· Wahlrecht zwischen einer lebenslangen Rente oder 
einmaliger Kapitalauszahlung 

Hinweis 

Für Arbeitnehmer besteht der Nachteil, dass durch die so-
zialversicherungsfreie Entgeltumwandlung seine Leistungs-
ansprüche (gesetzliche Rente, Krankengeld, Arbeitslosen-
geld) niedriger ausfallen. Außerdem muss er in der Auszah-
lungsphase volle Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträ-
ge erbringen. 

2.3 Pensionsfonds 

2.3.1 Das Modell 
Die neueste Form der betrieblichen Altersversorgung ist 
der Pensionsfonds. Es handelt sich hierbei ebenfalls 
um eine rechtlich selbständige Versorgungseinrichtung, 
die der Versicherungsaufsicht unterliegt - allerdings 
sind die Anlagevorschriften hier nicht so streng wie 
bei Direktversicherungen und Pensionskassen. Der 
dem Arbeitnehmer oder seinen Angehörigen einge-
räumte Rechtsanspruch bezieht sich auf die Leistung 
einer lebenslangen Rente. Mit Beginn der Rentenphase 
besteht die Möglichkeit, eine einmalige Auszahlung von 
bis zu 30 % des aufgebauten Altersvorsorgekapitals zu 
entnehmen. 

Aufgrund der liberalen Anlagevorschriften des Pensi-
onsfonds wird ein großer Teil des eingezahlten Kapitals 
in Investmentfonds oder Aktien angelegt. 

Das Unternehmen führt die Beiträge - finanziert durch 
Entgeltumwandlung oder vom Arbeitgeber erbracht - an 
den Pensionsfonds ab. 

Auch der Pensionsfonds wird staatlich gefördert und 
auch hierbei sparen das Unternehmen Lohnnebenkos-
ten und die Mitarbeiter zusätzlich Lohnsteuer und Sozi-
alversicherungsbeiträge auf die eingezahlten Beträge. 

Der Pensionsfonds bietet die Chance einer effiziente-
ren Kapitalanlage als andere Durchführungswege, be-
inhaltet jedoch wegen des daraus folgenden Kapitalan-
lagerisikos auch gleichzeitig das Risiko einer Unterde-
ckung des Fonds. Kann der Fonds aufgrund ungünsti-
ger Kapitalmarktereignisse (z.B. negative Kursverände-
rung) die zugesagte Versorgungsleistung nicht erbrin-
gen, trifft den Arbeitgeber aufgrund seines Versor-
gungsversprechens eine Nachschusspflicht in Höhe 
des fehlenden Versorgungskapitals. 

Aber was passiert, wenn das Unternehmen in Konkurs 
geht? Für die Sicherung der betrieblichen Altersvor-
sorge ist der sogenannte Pensionssicherungsverein 
verantwortlich. Dafür zahlt der Arbeitgeber jährliche Bei-
träge in die Kasse ein. 

2.3.2 Vorteile des Arbeitgebers 
· Möglichkeit der Entgeltumwandlung 
· alle Formen der Leistungszusagen möglich 
· geringer Verwaltungsaufwand wegen Auslagerung 

auf den Fonds 
· Imageverbesserung 
· kein Bilanzausweis der Versorgungsverpflichtung 

notwendig 
· Lohnnebenkostenersparnis 
· Mitarbeiterbindung und -motivation 

2.3.3 Vorteile des Arbeitnehmers 
· Möglichkeit der Entgeltumwandlung 
· alle Formen der Leistungszusagen sind möglich 
· Auf- und Ausbau einer Altersvorsorge 
· flexible Gestaltung bei Arbeitgeberwechsel 
· hohe Renditechancen 
· Kombination mit Berufsunfähigkeits- und Hinterblie-

benenversicherung möglich 
· Versorgungsaufwand kann durch Zulagen gefördert 

werden oder bis zu 4 % der Beitragsbemessungs-
grenze-Rentenversicherung können steuer- und bei-
tragsfrei gestellt werden. Zusätzlich können seit 
2005 1.800 € steuerfrei eingebracht werden. 

· Wahlrecht zwischen einer lebenslangen Rente oder 
einmaliger Kapitalauszahlung 
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Hinweis 

Für Arbeitnehmer besteht der Nachteil, dass durch die so-
zialversicherungsfreie Entgeltumwandlung seine Leistungs-
ansprüche (gesetzliche Rente, Krankengeld, Arbeitslosen-
geld) niedriger ausfallen. Außerdem muss er in der Auszah-
lungsphase volle Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträ-
ge erbringen. 

Auch bei Pensionsfonds gilt, dass bei Altzusagen im 
Kalenderjahr 2015 Beiträge bis zu 2.904 € (2014: 
2.856 €) steuerfrei sind. 

2.4 Pensions- bzw. Direktzusage 

2.4.1 Das Modell 
Bei der auch als Direktzusage bezeichneten Pensions-
zusage verpflichtet sich der Arbeitgeber, dem Arbeit-
nehmer oder dessen Hinterbliebenen bei Eintritt des 
Versorgungsfalls unmittelbar die jeweils vereinbarte 
Leistung zu zahlen. In der Regel wird zur Sicherung der 
Versorgungsansprüche eine Rückdeckungsversiche-
rung abgeschlossen. 

Mit einer solchen Rückdeckungsversicherung sind die 
Versorgungsansprüche auch für den vorzeitigen Ver-
sorgungsfall - wie zum Beispiel bei Zahlung der lebens-
langen Hinterbliebenen- oder Berufsunfähigkeitsrente - 
gesichert. 

Der Arbeitgeber bildet Pensionsrückstellungen, die den 
Betriebsgewinn - und damit die Steuerlast - vermindern. 
Dabei stellen die Beiträge Betriebsausgaben dar, die 
den Gewinn mindern. In der Bilanz ist der jeweilige 
Wert der Versicherung auszuweisen (Aktivierung). Die 
Finanzierung erfolgt entweder durch das Unternehmen 
oder vom Mitarbeiter aufgrund einer Entgeltumwand-
lung. Häufig teilen sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
die Finanzierung. Die Pensionszusage wird ebenfalls 
staatlich gefördert. Wie bei Pensionskasse, Direktversi-
cherung und Pensionsfonds spart der Arbeitgeber 
Lohnnebenkosten und die Mitarbeiter zusätzlich Lohn-
steuer und Sozialversicherungsbeiträge auf die durch 
Entgeltumwandlung finanzierten eingezahlten Beträge. 

Eine Pensionszusage kann als Leistungszusage oder 
alternativ als beitragsorientierte Leistungszusage erteilt 
werden. Der Versorgungsberechtigte erhält bei der 
„klassischen“ Leistungszusage des Arbeitgebers eine 
feste Leistung zugesprochen. 

Beispiel einer Leistungszusage 

Die X-GmbH erteilt gegenüber ihrem langjährigen Ge-
schäftsführer Peter Schmitz die „klassische“ Leistungszu-
sage: 

§ [...] Versorgungsleistungen 

Die Leistungen umfassen: 

Die Auszahlung einer monatlichen Altersrente in Höhe von 
1.500 €. 

Peter Schmitz erhält die Altersrente, wenn er nach Errei-
chen der Altersgrenze aus den Diensten der Gesellschaft 
ausscheidet. Voraussetzung ist weiter, dass er in den Ru-
hestand tritt. 

Bei der beitragsorientierten Leistungszusage gibt der 
Arbeitgeber das Versprechen ab, einen bestimmten 
Beitrag für die Pensionszusage gegenüber dem Arbeit-
nehmer aufzuwenden. Die Beiträge (Aufwand), die der 
Arbeitgeber entrichtet, können beispielsweise für eine 
Rückdeckungsversicherung verwendet werden. Die 
Leistungen, die der Arbeitgeber dann aufgrund der er-
teilten Pensionszusage erbringen muss, entsprechen 
den Leistungen aus der Rückdeckungsversicherung. 
Da das Versprechen nicht auf eine Leistung, sondern 
einen Beitrag bezogen ist, liegt der Vorteil dieser Zu-
sageform in der besseren Kalkulierbarkeit des Auf-
wands. 

Beispiel einer beitragsorientierten Pensionszusage 

Die Z-GmbH erteilt gegenüber ihrem langjährigen Ge-
schäftsführer Peter Maier eine beitragsorientierte Leis-
tungszusage: 

§ [...] Versorgungsaufwand 

Die Z-GmbH wendet für die in dieser Versorgungszusage 
zugesagten Leistungen einen jährlichen Betrag in Höhe von 
24.000 € auf. Der genannte Beitrag wird in eine Rückde-
ckungsversicherung bei der Y-Lebensversicherung (Tarif 
ABC) eingezahlt. 

§ [...] Versorgungsleistung 

Herr Maier erhält ab dem 01.01.2024 (feste Altersgrenze) 
eine monatliche Altersrente in Höhe von 2.000 € (garantier-
te Leistung). Voraussetzung hierfür ist, dass der Versor-
gungsberechtigte aus dem Unternehmen ausscheidet. 

Die Versorgungsleistung erhöht sich während der Anwart-
schaftszeit durch die anfallenden Überschüsse aus der be-
stehenden Rückdeckungsversicherung (Versicherung 
Nr. 123). 

Herr Maier erhält die Altersrente, wenn er nach Vollendung 
des 65. Lebensjahres aus den Diensten der Gesellschaft 
ausscheidet. Voraussetzung ist weiter, dass er in den Ru-
hestand tritt. 

Die Gestaltung einer Pensionszusage hängt immer vom 
konkreten Einzelfall ab. 

2.4.2 Vorteile des Arbeitgebers 
· Abzugsfähigkeit der Aufwendungen als Betriebs-

ausgaben ohne Obergrenze möglich 
· freie Verfügbarkeit über die in der Pensionsrückstel-

lung enthaltenen Mittel 
· Imageverbesserung 
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· Lohnnebenkostenersparnis 
· Mitarbeiterbindung und -motivation 

Hinweis 

Als nachteilig erweist es sich für Arbeitgeber, dass sie ei-
nen hohen Verwaltungsaufwand sowie ein hohes Ver-
sorgungsrisiko tragen. Weitere Nachteile stellen die Insol-
venzversicherungspflicht und der Niederschlag der Versor-
gungsverpflichtung in der Bilanz dar. 

2.4.3 Vorteile des Arbeitnehmers 
· Auf- und Ausbau einer Altersvorsorge 
· Beiträge sind ohne Obergrenzen steuer- und sozial-

versicherungsfrei (bei Entgeltumwandlung wird die 
Beitragsfreiheit auf 4 % der Beitragsbemessungs-
grenze begrenzt) 

· Kombination mit Berufsunfähigkeits- und Hinterblie-
benenversicherung möglich 

· Sicherung der Versorgungszusage durch den Pen-
sionssicherungsverein 

Hinweis 

Aufwendungen können nicht durch Zulagen gefördert wer-
den. Außerdem müssen Arbeitnehmer in der Auszahlungs-
phase volle Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge er-
bringen. 

2.5 Unterstützungskasse 

2.5.1 Das Modell 
Bei der Unterstützungskasse handelt es sich um eine 
rechtlich selbständige Versorgungseinrichtung, die dem 
Arbeitnehmer bzw. dessen Hinterbliebenen eine vom 
Arbeitgeber zugesagte Versorgungsleistung einräumt. 
Aus diesem Grund ist die Unterstützungskasse kein 
Versicherungsunternehmen und unterliegt auch nicht 
der Versicherungsaufsicht, was ihr ein freies Investieren 
auf dem Kapitalmarkt ermöglicht. 

Die Unterstützungskasse wird vom Arbeitgeber mit der 
Erbringung der Versorgungsleistung an den Arbeitneh-
mer beauftragt. Der Arbeitgeber stellt der Unterstüt-
zungskasse die dafür erforderlichen Mittel zur Verfü-
gung. Bei einer Unterdeckung muss der Arbeitgeber 
aufgrund seines Versorgungsversprechens die Versor-
gungsverpflichtung selbst erfüllen. Das Versorgungs-
risiko liegt hier also beim Arbeitgeber. 

Der Pensionssicherungsverein stellt die Versorgungssi-
cherheit des Arbeitnehmers sicher, sofern der Arbeitge-
ber die Versorgungsleistung nicht erbringen kann. Zur 
Vermeidung einer unmittelbaren Inanspruchnahme des 
Arbeitgebers kann sich die Unterstützungskasse bei ei-
nem Lebensversicherer rückversichern, indem sie die 
vom Arbeitgeber gezahlten Beiträge an einen Versiche-
rer weiterleitet und damit das Versorgungsrisiko auf den 

Versicherer überträgt (sogenannte rückgedeckte Unter-
stützungskasse). Die Unterstützungskasse ist der aus-
schließliche Vertragspartner des Versicherungsneh-
mers. Die Pflicht zur Insolvenzsicherung über den Pen-
sionssicherungsverein besteht auch bei der rückge-
deckten Unterstützungskasse. 

Hinweis 

Arbeitgeber können ihre Zuwendungen an die Unterstüt-
zungskasse in Höhe der Beiträge zur Rückdeckungsversi-
cherung dann als Betriebsausgaben geltend machen, wenn 
ihre Beträge gleichbleibend oder steigend sind, keine Über-
schreitung des zulässigen Kassenvermögens vorliegt und 
der Mitarbeiter bis zum Ende des Jahres der Zuwendung 
das 27. Lebensjahr vollendet hat. 

Die Verwaltungstätigkeiten der betrieblichen Alters-
versorgung werden auf die Unterstützungskasse ausge-
lagert. Für diesen Durchführungsweg bieten verschie-
dene Versicherungsgesellschaften sogenannte Grup-
penunterstützungskassen an. Die Zuwendungen kön-
nen vom Arbeitgeber finanziert oder vom Arbeitnehmer 
durch Entgeltumwandlung erbracht werden. Erst in der 
Auszahlungsphase fallen Steuern und Abgaben an. Für 
das Unternehmen entfallen die Lohnnebenkosten (bei 
Entgeltumwandlung bis 4 % der Beitragsbemessungs-
grenze). 

2.5.2 Vorteile des Arbeitgebers 
· Abzugsfähigkeit der Aufwendungen ohne Ober-

grenze als Betriebsausgaben 
· Aufbau einer angemessenen Altersversorgung auch 

für ältere und gut verdienende Mitarbeiter mit in vol-
ler Höhe lohnsteuerfreien Beiträgen 

· externe, periodengerechte Vorausfinanzierung und 
Auslagerung aller Versorgungsrisiken 

· geringer Verwaltungsaufwand dank Übernahme der 
Verwaltung durch die Unterstützungskasse 

· Gewinnung und Bindung qualifizierter Mitarbeiter 
durch ein attraktives Versorgungsmodell 

· Imageverbesserung 
· individuelle Leistungsplangestaltung 
· keine Bilanzberührung 
· Lohnnebenkostenersparnis 
· Mitarbeiterbindung und -motivation 

Hinweis 

Bei nicht rückgedeckten Unterstützungskassen tragen Sie 
als Arbeitgeber das Versorgungsrisiko. Außerdem trifft Sie 
die Insolvenzsicherungspflicht (Kosten durch PSV-Beiträ-
ge). Nachteilig ist zudem, dass die Erteilung von Beitrags-
zusagen mit Mindestleistung nicht möglich ist. 
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2.5.3 Vorteile des Arbeitnehmers 
· Auf- und Ausbau einer Altersvorsorge 
· Kombination mit Berufsunfähigkeits- und Hinterblie-

benenabsicherung möglich 
· Verlagerung des Steuervorteils in das steuerlich 

meist günstigere Rentenalter 
· Wahlrecht zwischen einer lebenslangen Rente oder 

einmaliger Kapitalauszahlung 
· Beiträge sind ohne Obergrenzen steuer- und sozial-

versicherungsfrei (bei Entgeltumwandlung wird die 
Beitragsfreiheit auf 4 % der Beitragsbemessungs-
grenze-Rentenversicherung begrenzt) 

· Sicherung der Versorgungszusage durch den Pen-
sionssicherungsverein 

Hinweis 

Aufwendungen können nicht durch Zulagen gefördert wer-
den. Außerdem müssen Arbeitnehmer in der Auszahlungs-
phase volle Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge er-
bringen. 

3 Was bedeutet Portabilität? 
Wichtig für den Arbeitnehmer ist auch die Portabilität 
der betrieblichen Altersversorgung. Darunter ist nichts 
anderes zu verstehen als eine Übertragung der erwor-
benen Anwartschaften zu einem neuen, anderen Ar-
beitgeber. 

Die Frage nach der Portabilität stellt sich also bei jedem 
Arbeitgeberwechsel - unabhängig vom Grund des 
Wechsels. In folgenden Durchführungswegen haben 
Arbeitnehmer die Möglichkeit, ihre betriebliche Alters-
versorgung mitzunehmen: 

· Direktversicherung 
· Pensionskasse 
· Pensionsfonds 

Beim Arbeitnehmer entsteht durch die Übertragung kein 
steuerlicher Zufluss, sofern sie innerhalb der externen 
bzw. der internen Durchführungswege erfolgt. Mit ande-
ren Worten: Die Übertragung der Anwartschaft von 
Pensionsfonds, Pensionskasse oder Direktversicherung 
auf einen anderen Pensionsfonds, eine andere Pensi-
onskasse oder andere Direktversicherungen erfolgt 
steuerneutral. 

Das Gleiche gilt auch, wenn der Übertragungswert vom 
ehemaligen Arbeitgeber oder von einer Unterstützungs-
kasse an den neuen Arbeitgeber oder eine andere Un-
terstützungskasse geleistet wird. 

Die Besteuerung in der Leistungsphase erfolgt so, als 
hätte die Übertragung nicht stattgefunden. Die Leistun-
gen einer Direktversicherung, einer Pensionskasse und 
eines Pensionsfonds sind demnach als sonstige Ein-
künfte zu versteuern. Die Leistungen aus Pensionszu-

sagen und Unterstützungskassen sind weiterhin als 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit zu versteu-
ern. 

Beispiel 

Die X-GmbH hat für ihren Arbeitnehmer Herrn Müller zwi-
schen 2007 und 2012 eine betriebliche Altersversorgung 
über eine Pensionskasse durchgeführt. Die Beiträge für 
Herrn Müller wurden steuerfrei eingezahlt. Ende des Jahres 
wechselt Herr Müller zur Y-GmbH, für die er ab 01.01.2013 
tätig wird. Das bereits erworbene Betriebsrentenkapital 
(Übertragungswert) wird in den Pensionsfonds der Y-GmbH 
übertragen. Wenn Herr Müller in Rente geht, werden die 
späteren Versorgungsleistungen, die auf dem Übertra-
gungswert beruhen, vollständig nachgelagert besteuert. 

4 Einkommensteuerliche Folgen 
Mit dem Alterseinkünftegesetz hat der Gesetzgeber die 
sogenannte nachgelagerte Besteuerung für sämtliche 
Formen der Altersvorsorge eingeführt. 

Diese einheitliche Besteuerung von Alterseinkünften hat 
für den Bereich der betrieblichen Altersversorgung zur 
Folge, dass das Prinzip der nachgelagerten Besteue-
rung auf alle fünf Durchführungswege ausgedehnt wor-
den ist. Dies bedeutet, dass die Beiträge zur betrieb-
lichen Altersversorgung in der Ansparphase steuer-
frei gestellt werden müssen. Dass geschieht entweder 
durch eine gesetzliche Steuerbefreiung oder über den 
Steuerabzug bei der Einkommensteuer, damit im Alter 
die systemgerechte volle Besteuerung der Altersein-
künfte durchgeführt werden kann. 

Während das Prinzip der nachgelagerten Besteuerung 
für die Durchführungswege der Unterstützungskasse 
und Pensionszusage schon immer und seit 2002 zu-
mindest teilweise auch für die Durchführungswege 
Pensionsfonds und Pensionskasse angewandt wurde, 
unterlagen die Leistungen im Zusammenhang mit Di-
rektversicherungen bis 2005 der vorgelagerten Besteu-
erung in der Ansparphase. 

4.1 Direktversicherung, Pensionskasse 
und Pensionsfonds 

Ansparphase Auszahlungsphase 

Vertragsabschluss bis 31.12.2004: 
Für den Arbeitgeber ergibt sich eine Steu-
erfreiheit, da die Aufwendungen für die be-
triebliche Altersversorgung als Betriebs-
ausgabe abziehbar sind. 
Für den Arbeitnehmer werden die Beiträge 
bis zu 1.752 € jährlich pauschal mit 20 % 
zuzüglich Solidaritätszuschlag und Kir-
chensteuer versteuert. 

Besteuerung der Erträ-
ge als sonstige Einkünf-
te. 

Vertragsabschluss ab 01.01.2005: 
Für den Arbeitgeber ergibt sich eine Steu-
erfreiheit, da die Aufwendungen der be-
trieblichen Altersversorgung als Betriebs-
ausgabe abgezogen werden können. 
Für den Arbeitnehmer sind bis zu 4 % der 

Auszahlungen werden 
als sonstige Einkünfte 
voll nachgelagert ver-
steuert. 
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Beitragsbemessungsgrenze (gegebenen-
falls zuzüglich 1.800 €) steuerfrei. 

Für individuell versteuerte Beiträge kann 
der Arbeitnehmer den Sonderausgabenab-
zug oder eine Altersvorsorgezulage in An-
spruch nehmen (siehe Punkt 5). 

Auszahlungen werden 
als sonstige Einkünfte 
voll nachgelagert ver-
steuert. 

 

4.2 Pensionszusage 
Ansparphase Auszahlungsphase 

Für den Arbeitgeber besteht unbegrenzte 
Steuerfreiheit, da Beiträge durch Rückstel-
lungen gebildet werden. 
Für den Arbeitnehmer besteht ebenfalls 
Steuerfreiheit, da kein Zufluss erfolgt. 

Die Auszahlungsbeträ-
ge sind als Einkünfte 
aus nichtselbständiger 
Arbeit voll steuerpflich-
tig für den Arbeitneh-
mer. 

 

4.3 Unterstützungskasse 
Ansparphase Auszahlungsphase 

Für den Arbeitgeber besteht eine begrenzte 
Steuerfreiheit auf das Kassenvermögen 
(Betriebsausgabe). 
Für den Arbeitnehmer besteht dagegen ei-
ne unbegrenzte Steuerfreiheit, da kein Zu-
fluss erfolgt. 
Beim Sonderfall der rückgedeckten Unter-
stützungskasse besteht sowohl beim Ar-
beitgeber als auch beim Arbeitnehmer völ-
lige Steuerfreiheit. 

Die Auszahlungsbeträ-
ge sind als Einkünfte 
aus nichtselbständiger 
Arbeit voll steuerpflich-
tig für den Arbeitneh-
mer. 

 

5 Riester-Förderung 
Der Gesetzgeber sieht neben 

· der Steuerfreiheit (§ 3 Nr. 63 EStG), 
· der Pauschalversteuerung der Beiträge für Altver-

träge (§ 40b EStG) und 
· der nachgelagerten Besteuerung in der Leistungs-

phase (§ 19 EStG) 

als weitere steuerliche Möglichkeit die Riester-Förde-
rung (§§ 10a, 79 ff. EStG) vor. 

Seit dem 01.01.2002 wird die ergänzende Altersvorsor-
ge durch direkte Zulagen oder - wenn günstiger - durch 
den Sonderausgabenabzug nach der Riester-Förde-
rung unterstützt. Diese Fördermöglichkeit besteht bei 
den Durchführungswegen Pensionskasse, Pensions-
fonds und Direktversicherung. 

Bei den Zulagen gelten auch in der betrieblichen Alters-
versorgung die nachfolgend dargestellten Beiträge: 

Jahr jährliche  
Grundzulage 

jährliche  
Kinderzulage 

2002/2003 38 € 46 € 

2004/2005 76 € 92 € 

2006/2007 114 € 138 € 

seit 2008 154 € 185 €/300 € 

Für Kinder, die ab dem 01.01.2008 geboren wurden, 
beträgt die Kinderzulage 300 €. Berufseinsteiger, die 
bei erstmaliger Beantragung der Zulage das 25. Le-

bensjahr noch nicht vollendet haben, erhalten einmalig 
einen staatlichen Zuschuss in Höhe von 200 €. 

Zur Erlangung der staatlichen Förderung können die 
Beiträge auch aus dem bereits individuell versteuerten 
und sozialversicherungspflichtigen Einkommen des Ar-
beitnehmers gezahlt werden. Als Voraussetzung hierfür 
ist die Vereinbarung über eine laufende Rentenzahlung 
ohne Kapitalabfindungsmöglichkeit notwendig. 

Außerdem muss die spätere Leistung als lebenslange 
Altersversorgung gewährleistet werden. 

Hinweis 

Die Förderung ist insbesondere für Bezieher geringer Ein-
kommen mit Kindern vorteilhaft; für diese Personen sind die 
unter anderem von der Kinderzahl abhängigen (direkten) 
Zulagen gegebenenfalls höher als die Steuerersparnis. Ist 
nur ein Ehepartner förderberechtigt, steht dem anderen ein 
abgeleiteter (sogenannter mittelbarer) Zulagenanspruch zu. 
Seit 2012 muss er dafür einen jährlichen Mindesteigen-
beitrag in Höhe von 60 € leisten. 

 

Wir stehen Ihnen gerne für weitere Fragen zur Verfügung. 

Rechtsstand: April 2015 

Alle Informationen und Angaben in diesem Mandanten-
Merkblatt haben wir nach bestem Wissen zusammengestellt. 
Sie erfolgen jedoch ohne Gewähr. Diese Information kann eine 
individuelle Beratung im Einzelfall nicht ersetzen. 

 


